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schaffen. Die Linke will auch ein Verbandsklagerecht im 
AGG verankert wissen. Nur mit wirksamen Werkzeugen 
wie genau diesem für die entsprechenden Verbände kann 
der notwendige Druck auf die Privatwirtschaft erzeugt 
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

In Ihrem Koalitionsvertrag – ich will noch mal rein-
schauen; ich weiß ja nicht, wie lange er noch gilt – wol-
len Sie – ich zitiere – „prüfen, wie Private … angemesse-
ne Vorkehrungen umsetzen können“. Das ist bei weitem 
nicht ausreichend.

(Beifall bei der LINKEN)

Genau deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
bringt meine Fraktion heute unseren Antrag zur Abstim-
mung. Den vorliegenden Gesetzentwurf, der die Betrof-
fenen keinen einzigen Schritt weiterbringt, lehnen wir als 
Fraktion ab.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Sören Pellmann.  – Nächste Rednerin: 

Corinna Rüffer für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Einen 

schönen guten Abend an alle! Wieder einmal ein Hinweis 
an die AfD: Herr Sichert, Sie haben vielleicht Ihr Manu-
skript verwechselt und zum falschen Thema geredet. Was 
man sich in einer behindertenpolitischen Debatte nicht 
leisten darf, ist, zweimal den Begriff „schwachsinnig“ zu 
verwenden. Das ist ein absolutes No-Go.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP)

Damit haben Sie sich sozusagen jedes Rederecht in so 
einer Debatte verwirkt.

(Ulli Nissen [SPD]: Und auch sonst!)

Aber jetzt zum Thema. Weil der Titel der Debatte 
etwas sperrig wirkt, will ich versuchen, das Thema ein 
bisschen zu illustrieren.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Frau Rüffer, bevor Sie das tun: Erlauben Sie eine Zwi-

schenfrage oder ‑bemerkung von Herrn Sichert?

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Nein, danke; das ist nett.

Ich will also versuchen, das Thema etwas zu illustrie-
ren und deutlich zu machen, dass es richtig viele Men-
schen hier in diesem Land betrifft. Wir hatten vor kurzem 
ein Gespräch mit einer blinden Frau, die für ihren Groß-
vater – war es, glaube ich – die passende Rehaklinik ge-
sucht hat. Das macht man in diesen Tagen üblicherweise 

über eine Recherche im Internet. Sie hat dann ganz schnell 
festgestellt, dass diese Seiten nicht barrierefrei waren. Es 
handelt sich hier um klassische Sozialleistungserbringer. 
Es ist eine Katastrophe, dass an solchen Ecken unserer 
Gesellschaft keine Barrierefreiheit herrscht. Wir hätten 
hier heute einen Beitrag dazu leisten können, dass dieser 
Zustand beendet wird. Die Richtlinie gibt Hinweise da-
rauf, wie wir in den Bereichen Gesundheit, Soziales und 
öffentliche Daseinsvorsorge einen großen Schritt hätten 
weiterkommen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber selbst da, wo Barrierefreiheit heute schon ver-
pflichtend ist, hapert es oft. Neulich ist mir ein beson-
ders peinliches Beispiel untergekommen: die Website der 
Bundesregierung. Kurz nachdem der Koalitionsvertrag 
geschlossen war, haben sich die ersten blinden und seh-
behinderten Menschen gemeldet und gesagt: Wir haben 
keinen barrierefreien Zugang zu diesem Koalitionsver-
trag. – Erst Tage, Wochen später ist dann eine barriere-
freie PDF ins Internet gestellt worden. Das ist natürlich 
absolut peinlich und zeigt, wie sehr wir am Anfang ste-
hen. Ich stelle die Frage: Ist das die gleichberechtigte 
Teilhabe, von der hier zumindest sonntags immer alle 
reden?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Liebe Union und liebe SPD, es wäre wirklich eine 
Chance gewesen, die Richtlinie an dieser Stelle umfas-
send und vielleicht deutlicher umzusetzen als nur durch 
Dienst nach Vorschrift. Man muss dazusagen – das haben 
meine Vorredner schon gesagt –, dass die Umsetzung tat-
sächlich an bestimmten Stellen sogar hinter der Richtli-
nie zurückbleibt, und das geht natürlich überhaupt nicht. 
Das ist dann richtig peinlich.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Die umfangreichen Ausnahmemöglichkeiten sind ein 
Punkt, aber auch die Zugänglichmachung von Informati-
on, die eben nicht barrierefrei zugänglich sind. 

Der eigentliche Elefant im Raum – darüber diskutieren 
wir schon seit Jahren – ist das Thema der Verpflichtung 
zur Barrierefreiheit der Privaten. Ich glaube, wir kom-
men nicht umhin, uns diesem Thema endlich zu nähern, 
weil das Leben von Menschen mit Behinderung nicht 
in erster Linie in Bundesbehörden oder auf deren Web-
sites stattfindet, sondern dort, wo das Leben aller anderen 
auch stattfindet. Diesen Satz, glaube ich, müssen wir hier 
so lange wiederholen, bis er überall angekommen ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Wir wissen doch auch: Es gibt Wirtschaftsunterneh-
men, es gibt Unternehmer, es gibt Anbieter, die sich 
Mühe geben, die in diesem Bereich voranschreiten, aber 
es betrifft nicht die Breite. Wir müssen endlich Vorga-
ben machen und den Mut haben, dem zu folgen, was in 
anderen Ländern mittlerweile seit Jahrzehnten Standard 

Sören Pellmann 
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ist – ich nenne die USA, Österreich und andere Länder. 
Auch das ist wirklich peinlich.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN und des 
Abg. Jens Beeck [FDP])

Ich hätte jetzt gerne noch ganz viel gesagt, Herr Bartke, 
unter anderem zu Ihrer Bemerkung, dass Schlichtungs-
verfahren weiterhin freiwillig sein sollten. Ich empfehle 
Ihnen Seite  37 im Jahresbericht der Schlichtungsstelle. 
Dort wird gut ausgeführt, warum das nicht ausreicht. Zu-
dem hätte ich gerne noch einiges zum anderen Teil des 
Gesetzentwurfs und zum Verfahren gesagt.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Das wird aber nichts mehr. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES  90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU und 
der SPD)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das wird jetzt leider nichts mehr. Das Motto ist und 

bleibt: Nach dem Gesetz ist vor dem Gesetz. Das Motto 
lautet ebenso: Nichts über uns ohne uns. Die Hoffnung 
bleibt, dass am Ende irgendwann doch noch einiges bes-
ser wird.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Corinna Rüffer. – Bevor ich den nächs-

ten Redner aufrufe, hat Martin Sichert das Wort zu einer 
Kurzintervention. Maximal zwei Minuten.

Martin Sichert (AfD): 
Werte Kollegin Rüffer, Sie haben gerade behauptet, ich 

hätte die Regelungen zur Barrierefreiheit als „Schwach-
sinn“ bezeichnet, was ich definitiv nicht getan habe. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das hat sie nicht gesagt!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Nein, hat sie nicht gesagt.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben zweimal das Wort „schwach-
sinnig“ gebraucht, hat sie gesagt!)

Martin Sichert (AfD): 
Haben Sie mir zugehört und realisiert, dass dieser An-

trag ein wildes Potpourri verschiedenster Regelungen be-
inhaltet – auch Maßnahmen zur Arbeitsförderung – und 
dass ich es explizit als Schwachsinn bezeichnet habe, zu 
sagen, wir wollen Arbeitsförderung von Asylbewerbern 

mit Aufenthaltsgestattung – also im laufenden Asylver-
fahren – und von abgelehnten Asylbewerbern erreichen, 

(Zurufe)

und dass ich es als Schwachsinn bezeichnet habe, zu sa-
gen, wir wollen Arbeitsförderungsmaßnahmen für Men-
schen, die in diesem Lande nicht mal rechtlich arbeiten 
dürfen?

(Zuruf von der CDU/CSU: Hinsetzen!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Nein, er soll stehen bleiben, weil jetzt Frau Rüffer das 

Wort hat.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Sichert, ich hatte Ihnen schon zugetraut, dass Sie 

zuhören, 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der Abg. Dr.  Matthias Zimmer 
[CDU/CSU] und Jens Beeck [FDP])

dass Sie an einer Stelle zuhören, wo Sie namentlich an-
gesprochen werden, und hier nicht wild die Unwahrheit 
sagen. Vielleicht haben Sie nicht richtig zugehört, oder 
Sie sagen bewusst die Unwahrheit. 

Ich habe nicht behauptet, dass Sie die Barrierefrei-
heitsrichtlinie als schwachsinnig bezeichnet hätten, son-
dern ich habe gesagt, dass Sie in einer behindertenpoliti-
schen Debatte, in die Sie sich anscheinend verirrt haben, 
weil Sie zu einem vollkommen anderen Thema geredet 
haben, 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

zweimal das Wort „schwachsinnig“ verwendet haben. 

(Ulli Nissen [SPD]: Genau das haben Sie 
gesagt!)

Es ist überall in dieser Gesellschaft nicht in Ordnung, ein 
absolutes No-Go, diesen Begriff zu verwenden, weil er 
absolut behindertenfeindlich ist 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

und weil er zeigt, dass Sie nicht verstanden haben, wo-
rum es hier geht: um die gleichberechtigte Teilhabe von 
Menschen mit Behinderung in dieser Gesellschaft. 

Sie haben eine riesige Gruppe von Menschen verletzt, 
aber das scheint die Art zu sein, wie die AfD in diesem 
Land Politik macht. Und es kotzt mich an!

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Nächster Redner in der Debatte: Dr. Matthias Bartke 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Corinna Rüffer


